
 Conseil d’Etat CE 

Staatsrat SR 

 

 

Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 

— 
Anfrage Pythoud-Gaillard Chantal / Kubski Grégoire 2022-CE-252 
Tarif von Psychologinnen und Psychologen: Gefährden 

gewisse Versicherer den Zugang zu notwendiger Versorgung?  

I. Anfrage 

Das Bundesparlament hat einen Modellwechsel bei der psychologischen Psychotherapie 

beschlossen. Neu muss diese nicht mehr von einer Psychiaterin oder einem Psychiater delegiert 

sein, sondern kann von Psychologinnen und Psychologen direkt auf Anordnung einer ärztlichen 

Fachperson (Allgemeinärztinnen und -ärzte, Psychiaterinnen/Psychiater und Fachärztinnen/ 

Fachärzte für Psychosomatische Medizin) erbracht werden. Die Änderungen treten am 1. Juli 2022 

in Kraft und sind seit dem 19. März 2021 bekannt. Ziel des neuen Modells ist ein vereinfachter 

Zugang zur Psychotherapie, dies unter Berücksichtigung des grossen Mangels an Psychiaterinnen 

und Psychiatern. 

Damit das neue Modell angewandt werden kann, müssen die Tarifpartner einen Tarif aushandeln. 

Jedoch ist festzustellen, dass das Modell der Tarifpartnerschaft erneut an seine Grenzen stösst und 

gewisse Versicherer das System zu ihrer Geisel machen: Einige Einkaufsgemeinschaften von 

Versicherern lehnen die Vereinbarung zwischen der Föderation der Schweizer Psychologinnen und 

Psychologen (FSP) und der Einkaufsgemeinschaft HSK ab. 

Wir stellen dem Staatsrat deshalb die folgenden Fragen: 

1. Gedenkt der Staatsrat, die Vereinbarung mit HSK zu genehmigen? Möchte er sie auf weitere 

Versicherer ausweiten, die nicht Mitglied der HSK sind? Wenn ja, innert welcher Frist? Wenn 

nein, warum nicht, und welche Folgen werden daraus für die Freiburger Psychologinnen und 

Psychologen sowie ihre Klientinnen und Klienten entstehen?  

2. Plant der Staatsrat, die Vereinbarung für eine bestimmte Zeit zu genehmigen? Wenn ja, für wie 

lange? Wenn nein, warum nicht?  

3. Welche Empfehlungen gibt die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirekto-

rinnen und -direktoren? Wie gehen die anderen Kantone vor? 

4. Ist der Staatsrat der Ansicht, die Versicherer, welche die HSK-Tarifeinigung ablehnen, gefähr-

den den Modellwechsel und damit den vereinfachten Zugang zu notwendigen und wichtigen 

Leistungen? Wenn ja, wie will er seinen Standpunkt bei den Versicherern zum Ausdruck 

bringen? Wenn nein, wie möchte er den optimalen Übergang zum neuen Modell sicherstellen? 
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5. Ist der Staatsrat der Meinung, der Bund müsste bei der Tarifgenehmigung der psychologischen 

Psychotherapie mehr Verantwortung übernehmen? Wenn ja, wie will er seinen Standpunkt beim 

Bund zum Ausdruck bringen? Wenn nein, warum erachtet der Staatsrat eine schweizweit abge-

stimmte Anwendung von Bundesrechtsbestimmungen als nicht notwendig? 

6. Ist der Staatsrat angesichts jüngster Beispiele (TARDOC, Tarife von Psychologinnen und 

Psychologen, ...) grundsätzlich der Ansicht, die Tarifpartnerschaft stosse an ihre Grenzen? Wie 

ist die Lage im Kanton Freiburg hinsichtlich Tarifpartnerschaft, insbesondere beim Taxpunkt-

wert? 

29. Juni 2022 

II. Antwort des Staatsrats 

Einleitend zu seinen Antworten auf die verschiedenen Fragen möchte der Staatsrat kurz auf den 

Kontext eingehen, in dem diese Fragen stehen.  

Der Bundesrat hat entschieden, dass psychologische Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten 

ab dem 1. Juli 2022 selbstständig zu Lasten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (OKP) 

tätig sein können. Mit der Ablösung des Delegationsmodells durch das Anordnungsmodell soll die 

Versorgungssituation bei den von Psychologinnen und Psychologen durchgeführten Psychothera-

pien verbessert werden. Das erweiterte Angebot an Leistungserbringenden für die Psychotherapie 

und der einfachere Zugang zur Versorgung durch eine Anordnung der ärztlichen 

Grundversorgerinnen und -versorger sollten den Zugang zur Psychotherapie verbessern. 

Die Tarifgestaltung ist Sache der Tarifpartner. Der Staatsrat wird subsidiär tätig, wenn diese keine 

Einigung erzielen. In einem solchen Fall muss er einen provisorischen Tarif festlegen. 

Den Tarifpartnern ist es nicht gelungen, sich innert der vom KVG festgelegten Abklärungen und 

Vernehmlassungen fristgerecht auf eine einheitliche Tarifstruktur und einen anwendbaren Tarif zu 

einigen, so dass die Tarife vor dem 1. Juli 2022 im ordentlichen Verfahren hätten genehmigt wer-

den können. Daher reichten verschiedene, durch die Tarifsuisse AG vertretene Krankenversicherer 

am 13. April 2022 beim Kanton ein Gesuch um Festsetzung eines provisorischen Tarifs ein. Die 

Föderation der Schweizer Psychologinnen und Psychologen (FSP), der Schweizerische 

Psychotherapeutenverband (SPV) und der Schweizerische Berufsverband für Angewandte 

Psychologie (SBAP) (nachfolgend: Leistungserbringende) haben am 23. Mai 2022 ebenfalls ein 

Gesuch um Festsetzung eines provisorischen Tarifs beim Kanton eingereicht.  

Am 1. Juni 2022 konsultierte das Amt für Gesundheit (GesA) die betroffenen Tarifparteien über die 

Festlegung eines provisorischen Tarifs durch den Staat Freiburg. Aus dieser Vernehmlassung ging 

hervor, dass eine vertragliche Lösung zwischen einzelnen Tarifpartnern vor dem 1. Juli 2022 

möglich wäre. Am 13. Juni 2022 unterbreiteten die HSK und die Leistungserbringenden dem 

Staatsrat eine Vereinbarung zur Genehmigung und stellten subsidiär den Antrag, den 

ausgehandelten Tarif als provisorischen Tarif festzulegen. 

Weil die Tarifsuisse AG und die CSS noch keine Tarifeinigung erzielt haben und die am 13. Juni 

2022 unterbreitete HSK-Vereinbarung unter Einhaltung des ordentlichen Genehmigungsverfahrens, 

das insbesondere die Konsultation des Preisüberwachers umfasst, vor dem Inkrafttreten des neuen 

Systems am 1. Juli 2022 nicht mehr genehmigt werden konnte, muss bis zum Vorliegen eines 
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definitiven, von den beteiligten Parteien vertraglich ausgehandelten Tarifs ein provisorischer oder 

bei Scheitern der Verhandlungen ein vom Kanton festgelegter Tarif festgelegt werden.  

1. Gedenkt der Staatsrat, die Vereinbarung mit HSK zu genehmigen? Möchte er sie auf weitere 

Versicherer ausweiten, die nicht Mitglied der HSK sind? Wenn ja, innert welcher Frist? Wenn 

nein, warum nicht, und welche Folgen werden daraus für die Freiburger Psychologinnen und 

Psychologen sowie ihre Klientinnen und Klienten entstehen?  

2. Plant der Staatsrat, die Vereinbarung für eine bestimmte Zeit zu genehmigen? Wenn ja, für wie 

lange? Wenn nein, warum nicht?  

Wie eingangs erwähnt, wurde die HSK-Vereinbarung dem Staatsrat am 13. Juni 2022 unterbreitet. 

Da das Genehmigungsverfahren mehrere zeitaufwändige Analysen und obligatorische Schritte 

umfasst, insbesondere eine Analyse des Preisüberwachers, war es zeitlich nicht möglich, die 

Vereinbarung vor dem 1. Juli 2022 zu genehmigen. Daher musste der Staatsrat einen provisorischen 

Tarif beschliessen, der bis zum Inkrafttreten der Vereinbarung Anwendung findet. Dieser wurde 

vom Staatsrat am 23. August 2022 mit einer Verordnung genehmigt.  

Da der Staatsrat den provisorischen Tarif unterstützt hat, welcher das Fehlen eines vertraglich fest-

gelegten Tarifs während des Genehmigungsverfahrens überbrücken soll, kann er sich aufgrund der 

weiter oben erwähnten Faktoren momentan nicht zur Genehmigung der HSK-Vereinbarung 

äussern. Diese Genehmigung und ihre Mitteilung können erst nach Abschluss des Verfahrens 

erfolgen.  

3. Welche Empfehlungen gibt die Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirekto-

rinnen und -direktoren? Wie gehen die anderen Kantone vor? 

Die Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und ‑direktoren (GDK) hat den Kantonen 

empfohlen, die Lösung zwischen der HSK und den Leistungserbringenden bis zum 31. Dezember 

2024 im Sinne eines beschränkten Einführungstarifs für alle Krankenversicherer und 

Leistungserbringenden zu genehmigen und die Tarifstruktur sowie den nationalen Taxpunktwert 

(Fr. 2.58) auf alle Leistungserbringenden und Krankenversicherer anzuwenden. Die GDK betont, 

dass unterschiedliche kantonale Lösungen zu grossen Unsicherheiten führen würden.  

4. Ist der Staatsrat der Ansicht, die Versicherer, welche die HSK-Tarifeinigung ablehnen, 

gefährden den Modellwechsel und damit den vereinfachten Zugang zu notwendigen und 

wichtigen Leistungen? Wenn ja, wie will er seinen Standpunkt bei den Versicherern zum 

Ausdruck bringen? Wenn nein, wie möchte er den optimalen Übergang zum neuen Modell 

sicherstellen? 

Die im KVG vorgesehenen Verfahren zur Bestimmung der Tarifstrukturen und -verträge sehen die 

Partizipation der Tarifpartner bei der Suche nach einem Konsens vor. Es obliegt den Fachpersonen 

der betroffenen Branchen, eine angemessene Tarifstruktur festzulegen, die den spezifischen 

Besonderheiten Rechnung trägt.  

Der Staatsrat stuft die Ablehnung der HSK-Vereinbarung einiger Versicherer nicht als Gefahr für 

den Modellwechsel ein. Diese Art der Ablehnung ist Teil des vom KVG vorgesehenen 

Verhandlungssystems, und der Staatsrat hält einen gewissen Handlungsspielraum für die 

Tarifpartner für wichtig, will man die beste Lösung finden, die auch die Eindämmung der 

Gesundheitskosten berücksichtigt.  
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Das KVG sieht ausserdem ein provisorisches und subsidiäres System vor, falls zwischen den 

Tarifpartnern keine Einigung erzielt werden kann. Basierend auf diesem System hat der Staatsrat in 

seiner ersten Sitzung nach der Sommerpause am 23. August 2022 einen provisorischen Tarif 

festgelegt. Dieser Tarif gilt rückwirkend für Leistungen, die ab dem 1. Juli 2022 erbracht worden 

sind, und bis zur Genehmigung und zum Inkrafttreten einer Vereinbarung zwischen den betroffenen 

Parteien. Mit diesem Verfahren gleicht der Staatsrat das Fehlen des vertraglich festgelegten Tarifs 

vorläufig aus. 

Demzufolge ist der Staatsrat der Meinung, dass die im KVG vorgesehenen und in diesem Fall 

angewandten Verfahren den Übergang zum neuen Modell sicherstellen, auch wenn die 

Verhandlungen zwischen den Krankenversicherern und den Leistungserbringenden noch laufen.  

5. Ist der Staatsrat der Meinung, der Bund müsste bei der Tarifgenehmigung der psychologischen 

Psychotherapie mehr Verantwortung übernehmen? Wenn ja, wie will er seinen Standpunkt beim 

Bund zum Ausdruck bringen? Wenn nein, warum erachtet der Staatsrat eine schweizweit 

abgestimmte Anwendung von Bundesrechtsbestimmungen als nicht notwendig?  

6. Ist der Staatsrat angesichts jüngster Beispiele (TARDOC, Tarife von Psychologinnen und 

Psychologen, ...) grundsätzlich der Ansicht, die Tarifpartnerschaft stosse an ihre Grenzen? Wie 

ist die Lage im Kanton Freiburg hinsichtlich Tarifpartnerschaft, insbesondere beim 

Taxpunktwert?  

Der Staatsrat hält das im KVG vorgesehene System für kohärent. Es ermöglicht Verhandlungen und 

Konsenssuche der betroffenen Akteurinnen und Akteure und sieht ein provisorisches und 

subsidiäres System zur Überbrückung fehlender Einigungen vor. Der Bund ist sich aber bewusst, 

dass es immer schwieriger ist, mit den Partnerinnen und Partnern Tarifverträge abzuschliessen. 

Deshalb hat er im Rahmen einer kürzlichen KVG-Revision (1. Massnahmenpaket zur 

Kostendämmung) entschieden, wie im stationären Bereich (SwissDRG) eine nationale 

Tariforganisation einzuführen. Die Rolle dieser Organisation wird darin bestehen, die Ausarbeitung, 

die Weiterentwicklung und die Weiterführung der Tarifstrukturen für ambulante ärztliche 

Leistungen sicherzustellen. Der Gesetzgeber verfügt für die Einführung der nationalen 

Tariforganisation über eine Übergangsfrist von zwei Jahren. 

23. August 2022 
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